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I N HA LT

Ein arbeitsreiches Jahr geht zu Ende und wie immer laden die Tage und Wochen kurz vor Weihnachten und dem Jahreswechsel dazu
ein, über die Ereignisse der vergangenen Monate ebenso wie über neue Pläne nachzudenken.

Für das Land Tirol und die Gemeinden fällt die Bilanz des Jahres 2013 durchaus positiv aus, denn der gemeinsame Einsatz für
die Bürgerinnen und Bürger des Landes war in weiten Teilen erfolgreich. Zahlreiche Projekte haben zudem gezeigt, dass in unserem
Land durch vorausschauendes Planen, vernünftiges Wirtschaften und die Bereitschaft zur Kooperation auch mit begrenzten finan-
ziellen Budgets vieles bewegt werden kann!

Ich möchte mich an dieser Stelle auch für das große Interesse und die rege Teilnahme an den „Bürgermeisterinnen- und Bürgermeis -
terstammtischen“ bedanken, zu denen ich heuer die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in allen Bezirken eingeladen habe. Per-
sönliche Kontakte und die direkte Kommunikation vor Ort sind mir sehr wichtig. Auch im kommenden Jahr soll es daher wieder ei-
nige themenbezo gene Anlässe zum Informationsaustausch geben!

Ich wünsche Ihnen allen ein schönes Weihnachtsfest – hoffentlich verbunden mit einigen erholsamen freien Tagen – sowie ein erfolg-
reiches Jahr 2014!

Ihr
Landesrat Johannes Tratter

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister!

Werte Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter!

Auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Abteilung  Gemeindeangelegenheiten 
wünschen allen Gemeindebediensteten, 

den Gemeindefunktionärinnen und Gemeindefunktionären 
sowie allen Leserinnen und Lesern besinnliche und erholsame 

Weihnachtsfeiertage und alles Gute im neuen Jahr!
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In den bisher ergangenen Informationen im Gegenstand

(vgl. die entsprechenden Beiträge im Merkblatt für die Ge-

meinden Tirols der Monate April 2013, Juni 2013 und Sep-

tember 2013) wurde das Abgabenverfahren zwar themati-

siert, eine nähere Befassung mit dessen Besonderheiten ist

bis dato, nicht zuletzt auch aus Gründen der Übersichtlich-

keit, jedoch unterblieben. Nicht zuletzt deswegen und auch

angesichts der Bedeutung dieser Verfahren für die Gemein-

den soll daher im Folgenden ein kurzer und auf  das We-

sentliche beschränkter Überblick über die von den ge-

meindlichen Abgabenbehörden ab dem 1. Jänner 2014 zu

 beachtenden verfahrensrechtlichen Besonderheiten im Ab-

gabenverfahren gegeben werden:

I. Allgemeines:

Für das Abgabenverfahren gilt nicht das Verwaltungsge-

richtsverfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 33/2013, in der Fassung

des Gesetzes BGBl. I Nr. 122/2013, sondern die Bundes-

abgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zuletzt geändert

durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2013. Dies ergibt sich aus

der – mit 1. Jänner 2014 in Kraft tretenden – Bestimmung

des § 2a der Bundesabgabenordnung. Die für die Verwal-

tungspraxis wesentlichen Unterschiede zwischen den ein-

schlägigen Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (in

der Folge kurz: BAO) und jenen des Verwaltungsgerichts-

verfahrensgesetzes (in der Folge kurz: VwGVG) betreffen

im Einzelnen:

II. Die Beschwerdefrist:

Im Gegensatz zur allgemeinen Beschwerdefrist nach § 7

Abs. 4 VwGVG beträgt die Frist zur Erhebung einer Be-

scheidbeschwerde im Abgabenverfahren nach § 245 Abs. 1

BAO nicht vier Wochen, sondern einen Monat (zur Frist-

berechnung siehe § 108 BAO). Ebenfalls nur im Abgaben-

verfahren besteht die Möglichkeit, die Beschwerdefrist auf

entsprechenden Antrag zu erstrecken (§ 254 Abs. 3 BAO).

III. Die Wirkung der Bescheidbeschwerde:

Nach § 254 BAO hat die Einbringung einer Bescheid -

beschwerde im Abgabenverfahren keine aufschiebende

Wirkung. Durch die Einbringung einer Beschwerde gegen

einen Abgabenbescheid wird daher weder die Einhebung,

noch die zwangsweise Einbringung einer Abgabe verhindert.

Dies entspricht im Wesentlichen der bisher für Berufungen

im Abgabenverfahren geltenden Rechtslage. Im Gegensatz

dazu sieht § 13 Abs. 1 und 2 VwGVG vor, dass die Erhe-

bung einer fristgerechten und zulässigen Bescheidbe -

schwerde grundsätzlich aufschiebende Wirkung hat. 

Zu beachten sind jedoch die Regelungen zur Aussetzung

der Einhebung nach § 212a BAO (in Verbindung mit der –

für Landes- und Gemeindeabgaben geltenden – Sonderbe-

stimmung des § 212b leg. cit.), die sich im Rahmen der Ein-

führung der Verwaltungsgerichte im Vergleich zur alten

Rechtslage im Wesentlichen nicht verändert haben.

IV. Die Beschwerdevorentscheidung:

Nach § 262 Abs. 1 BAO hat die Abgabenbehörde, die den

mit Bescheidbeschwerde angefochtenen Bescheid erlassen

hat, grundsätzlich mittels Beschwerdevorentscheidung

über die Bescheidbeschwerde zu entscheiden. Eine Be-

schwerdevorentscheidung hat lediglich in den im § 262 Abs.

2 und 3 BAO genannten Fällen unterbleiben. Konkret hat

die Ab gabenbehörde demnach nur dann keine Beschwerde-

vorentscheidung zu erlassen, wenn die Nichterlassung in der

Bescheidbeschwerde (ausdrücklich) beantragt wird und

wenn die Abgabenbehörde die Bescheidbeschwerde inner-

halb von drei Monaten ab ihrem Einlangen dem Verwal-

tungsgericht vorlegt. Wird in der Bescheidbeschwerde ledig-

lich die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die Verfas-

sungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von

Staatsverträgen behauptet, so ist ebenfalls keine Beschwer-

devorentscheidung zu erlassen (zu alledem im Detail: Fi-

scherlehner, Das neue Abgabenverfahren [2013] 289 ff).

Im Gegensatz dazu steht es der bescheiderlassenden Be-

hörde im Anwendungsbereich des VwGVG frei, ob sie eine

Beschwerdevorentscheidung erlässt oder nicht (§ 14 VwGVG).

Anmerkung: Die im vorliegenden Beitrag verwendeten

Zitate beziehen sich auf  die jeweils angeführten gesetzlichen

Bestimmungen in der ab 1. Jänner 2014 geltenden Fassung.

48.
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz 

ab 1. Jänner 2014 – Besonderheiten des Abgabenverfahrens
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Das Personenstandsgesetz 2013 – PStG 2013, BGBl. I

Nr. 16/2012, sieht im § 5 Abs. 5 die Möglichkeit vor, dass

ein Standesamtsverband und ein Staatsbürgerschaftsverband

nach § 47 Abs. 1 und 3 Staatsbürgerschaftsgesetz – StbG im

Rahmen eines zusammengeschlossenen Standesamts- und

Staatsbürgerschaftsverbandes geführt werden können. Die-

ser führt die Bezeichnung Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverband unter Hinweis auf  seinen Sitz.

In den Erläuterungen zu § 5 wird ausgeführt, dass § 5

Abs. 5 nicht nur der Verwaltungsvereinfachung, sondern

auch der Kostenersparnis dient, da eine parallele Führung

der Verbände mit einem entsprechenden administrativ-or-

ganisatorischen Aufwand verbunden ist. 

Korrespondierend dazu wurde im § 47 Abs. 4 Staatsbür-

gerschaftsgesetz normiert, dass ein Staatsbürgerschaftsver-

band im Rahmen eines Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbandes gemäß § 5 Abs. 5 PStG 2013 geführt wer-

den kann.

Seitens des Landes ist im Sinn einer vereinfachten und ein-

heitlichen Vollziehung der Zusammenschluss der bisher

rechtlich eigenständigen Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbände und die künftige Führung derselben in Form

von zusammengeschlossenen Standesamts- und Staatsbür-

gerschaftsverbänden beabsichtigt. Dies macht auch eine Än-

derung der Satzung für diese Verbände erforderlich. Außer-

dem entspricht diese Regelung ohnehin der langjährigen Voll-

zugspraxis in den meisten Verbänden, welche erst anlässlich

einer Querschnittsprüfung des Bundesrechnungshofes im

Jahr 2009 kritisiert wurde. 

In diesem Zusammenhang wurden folgende Verordnun-

gen erlassen, welche mit 1. Jänner 2014 in Kraft treten:

Verordnung des Landeshauptmannes vom 20. November

2013 über die Bildung von Standesamtsverbänden und die

Führung derselben als zusammengeschlossene Standesamts-

und Staatsbürgerschaftsverbände, LGBl. Nr. 135/2013;

Verordnung der Landesregierung vom 26. November

2013 über die Führung von Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbänden als zusammengeschlossene Standesamts-

und Staatsbürgerschaftsverbände, LGBl. Nr. 136/2013;

Verordnung der Landesregierung vom 26. November

2013 mit der die Verordnung über eine Satzung für die Stan-

desamts- und Staatsbürgerschaftsverbände geändert wird,

LGBl. Nr. 153/2013.

Mit dem Zusammenschluss der Standesamts- und Staats-

bürgerschaftsverbände entfällt insbesondere die Verpflich-

tung zur Einrichtung einer eigenen Organstruktur einerseits

für den Standesamts- und andererseits für den Staatsbürger-

schaftsverband. Es gibt künftig somit nur mehr einen Ver-

bandsobmann, eine Verbandsversammlung und allenfalls

 einen Verbandsausschuss. Gleiches gilt für die Voranschläge

und Rechnungsabschlüsse. 

Der – zu einem Verband zusammengeschlossene – Stan-

desamts- und Staatsbürgerschaftsverband besorgt sowohl die

Aufgaben nach dem Personenstands- wie auch nach dem

Staatsbürgerschaftsgesetz. Die behördlichen Aufgaben sind

vom Verbandsobmann wahrzunehmen. Die Fertigung er-

folgt durch den Verbandsobmann (Fertigungsklausel: „Der

Verbandsobmann“ oder „Der Verbandsobmann des Standesamts-

und Staatsbürgerschaftsverbandes“).

Für die mit 1. Jänner 2014 zu einem Verband zusammen-

geschlossenen Standesamts- und Staatsbürgerschaftsver -

bände bedeutet dies nach dem vorliegenden Entwurf  der

 Verordnung der Landesregierung über die Änderung der Satzung für

die Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände weiters:

1) Die Organe der bisherigen Standesamtsverbände gel-

ten mit 1. Jänner 2014 bis zur nächsten gesetzlich vorgese-

henen Neueinrichtung (das sind die nächsten allgemeinen

Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen) als neue Ver-

bandsorgane (Abs. 1), wohingegen die Organe der bisheri-

gen Staatsbürgerschaftsverbände aus dem Amt scheiden

(Abs. 2). 

2) Das unter Punkt 1 Ausgeführte gilt auch für den Über-

prüfungsausschuss (Abs. 3).

3) Ab 1. Jänner 2014 ist nur mehr ein einheitlicher Vor-

anschlag bzw. Rechnungsabschluss erforderlich (wie es in

 Tirol bei den meisten Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbänden ohnehin geübte Praxis ist). 

Als Übergangsbestimmung ist vorgesehen, 

Art. II Abs. 5: Der Voranschlag des bisherigen Stan-

desamtsverbandes und des bisherigen Staatsbürgerschafts-

verbandes für das Jahr 2014 gelten als Voranschlag des zu-

sammengeschlossenen Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbandes für das Jahr 2014. 

Art. II Abs. 4: Im Jahr 2014 kommt der Verbandsver-

sammlung die Aufgabe der Genehmigung der Rechnungs-

abschlüsse des bisherigen Standesamtsverbandes und des

bisherigen Staatsbürgerschaftsverbandes für das Jahr 2013

zu.

49.
Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände –

Zusammenschluss zu einem gemeinsamen Verband
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II. Voranschläge und Rechnungsabschlüsse:

Weiters wird in Erinnerung gerufen, dass aufgrund des

Prüfberichtes des Rechnungshofes nach den haushalts-

rechtlichen Vorschriften „… ein eigener, von der Sitzge -

meinde getrennter Haushalt zu führen und jährlich ein

Voranschlag und Rechnungsabschluss zu erstellen“

ist.

Die Voranschläge und der Rechnungsabschluss müssen

den Richtlinien der VRV (Richtlinien über die Form und Glie-

derung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Län-

der, Gemeinden und Gemeindeverbände) und den Bestim-

mungen der TGO entsprechen. 

Nach den §§ 98 Abs. 5 und 108 Abs. 5 TGO sind die Vor-

anschläge und Rechnungsabschlüsse der Standesamts-

und Staatsbürgerschaftsverbände der Bezirkshauptmann-

schaft zu übermitteln. 

Des weiteren fallen die Standesamts- und Staatsbürger-

schaftsverbände auch unter die Datenlieferverpflichtung der

Bundes-Gebarungsstatistikverordnung. Daher werden

alle Tiroler Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände

im Frühjahr 2014 von der Statistik Austria auf  schriftlichem

Weg aufgefordert werden, aus ihrem elektronischem Rech-

nungswesen eine Exportdatei (Gemeindeverbandsdatenträ-

ger GVB) zu erzeugen und sowohl an die Statistik Austria als

auch an die Aufsichtsbehörde im Weg der Gemeindeappli-

kation im Portal Tirol zu liefern.

Nach der Empfehlung des Rechnungshofes müssen zum

einen die Gebarungsfälle außerhalb des Rechnungswesens

der Gemeinde in einem eigenen Rechnungswesen eines Ver-

bandes erfasst sowie zum anderen auch die Gebarungsfälle

nach den beiden Verbandszwecken aufgespalten und in ge-

trennten Ansätzen geführt werden.

Die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung

VRV sieht hierfür folgende Ansätze vor:

Die in diesen Ansätzen zu verwendenden Konten (Vor-

anschlagsstellen) können dem offiziellen Kontenrahmen in

der Gemeindeanwendung (Portal Tirol) entnommen werden.

III. Aufteilung des Aufwandes nach den 

Einwohnerzahlen nach § 9 Abs. 9 FAG 2008:

Weiters wird aus gegebenem Anlass nochmals auf  die Ver-

ordnung der Landesregierung vom 12. Juli 2010, LGBl. Nr.

38/2010, mit welcher die Satzung der Standesamts- und

Staatsbürgerschaftsverbände geändert wurde hingewiesen.

Während in der ursprünglichen Satzung die Aufteilung des

durch Einnahmen nicht gedeckten Aufwandes auf  die Ein-

wohnerzahlen nach dem Ergebnis der letzten Volkszählung

abgestellt wurde, lautet § 9 der der geänderten Satzung wie

folgt: 

„Die Einwohnerzahl richtet sich nach dem von der Bundesanstalt

Statistik Österreich in der Statistik des Bevölkerungsstandes festge-

stellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf  der Internet-Ho-

mepage der Bundesanstalt Statistik Österreich bis zum November des

dem Stichtag nächstfolgenden Kalenderjahres kundzumachen ist, und

wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden übernächsten

 Kalenderjahres. Der Verbandsobmann hat den Gemeinden bis spätes-

tens 30. Oktober die im folgenden Jahr zu entrichtenden Vorauszah-

lungen sowie nach dem Vorliegen des Rechnungsabschlusses unverzüg-

lich den für dieses Jahr zu leistenden Beitrag schriftlich mitzuteilen.“

Damit wurde auf  die auch für die Abrechnung der Ab-

gabenertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftli-

chen Bundesabgaben heranzuziehenden Einwohnerzahlen

umgestellt.
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Tabelle 1.1 (neu)

Bezüge der BürgermeisterInnen, die neben dieser Funktion 
kein Mandat im Landtag, Nationalrat oder Bundesrat ausüben:

Die Bezüge der Gemeindemandatare werden mit Wirk-

samkeit vom 1. Jänner 2014 erhöht.

Nach § 2 des Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes 1998,

LGBl. Nr. 25/1998, in der Fassung LGBl. Nr. 61/2012, rich-

tet sich die Anpassung des Ausgangsbetrages nach § 3 des

Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezü-

gen öffentlicher Funktionäre (BezBegrBVG), BGBl. I Nr.

64/1997, zuletzt geändert durch das Bundesverfassungsge-

setz BGBl. I Nr. 141/2013.

Der Präsident des Rechnungshofes hat gemäß § 3 Abs. 1

des BezBegrBVG in dem am 5. Dezember 2013 erschiene-

nen „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ unter Rechnungshof

Zl: 462.504/0187-VII/B/8/2013, den Anpassungsfaktor

mit 1,024 ermittelt und kundgemacht.

Durch diese Erhöhung ergibt sich für den Geltungsbe-

reich des Tiroler Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 ein um den

Anpassungsfaktor erhöhter Ausgangsbetrag für 2014 von

9.015,90 EUR.

50.
Bezüge der BürgermeisterInnen, BürgermeisterInnen-StellvertreterInnen 

und GemeinderäteInnen ab 1. Jänner 2014



DEZEMBER  2 0 1 3MERKBLATT  FÜR  DIE  GEMEINDEN T IROLS6

���������	
���
��������������
���������������������������������� �����!"�#$%�&����������������'���&���(�������!"�#)%�

!��*&�� +�*&���#,-##%�

�� ��*&��
�

�������� ����� ��*&�� ������(���� ��*&����������(���� .�
�����(�������

/��0������ ���1� ��.2�� ���/34� ���/34� ���/34� ���/34� ���/34�

(��������),,�/5� 67�891� 6�#	6�6,� #:	�8)� #�:	8�	)� 66$�$7� #�8#$�96� 6#)�#:�

),#�(�����#�,,,�/5� 7,�791� 6�878�6,� 6	$�$	� 6�	$$�79� 6:6�7:� 6�#:)�:8� 68	�:9�

#�,,#�(�����6�,,,�/5� 7:�9,1� 7�)8,�7,� 76	�)8� 7�6	)�87� 7$#�78� 6�$9	�79� 7)$�9)�

6�,,#�(�����)�,,,�/5� 	)�:$1� 	�#	)�),� 789�$9� 7�89$�9	� 		6�$#� 7�76)�$7� 	#9�	7�

)�,,#�(�����$�,,,�/5� )7�6	1� 	�$,,�#,� 	79�78� 	�797�87� )#6�87� 7�$)#�,,� 	$6�#:�

$�,,#�(���#,�,,,�/5� ):�6:1� )�7	)�),� 	$)�:)� 	�$):�))� )76�6$� 	�768�68� ),,�)8�

+(���#,�,,,�/5� 9)�7	1� )�$:#�,,� )7)�))� )�7))�	)� )76�6$� 	�$67�#8� ),,�)8�

(*0��"�7�!6%�;��*����<��*� $6�),1� 8�	7$�#,� 989�#:� 9�89#�:#� )76�6$� 9�66:�97� ),,�)8�

�

�

�

�

�

�

�
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Tabelle 1.1

Bezüge der BürgermeisterInnen, die am 14. März 1998 
eine zwölfjährige Amtszeit aufwiesen (§ 23a des Gemeinde-Bezügegesetzes) 

und kein Mandat im Landtag, Nationalrat oder Bundesrat ausüben:

Bezüge der BürgermeisterInnen, die neben dieser Funktion 
ein Mandat im Landtag, Nationalrat oder Bundesrat ausüben:
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Tabelle 2

Bezüge der BürgermeisterInnen, die am 14. März 1998 
eine zwölfjährige Amtszeit aufwiesen (§ 23a des Gemeinde-Bezügegesetzes) 

und ein Mandat im Landtag, Nationalrat oder Bundesrat ausüben:

Die Bezüge der Bürgermeister-StellvertreterInnen und der Gemeinderatsmitglieder, denen bestimmte Aufgaben,

die eine erhöhte Verantwortung und einen erheblichen Zeit- und Arbeitsaufwand erfordern, zur Besorgung über-

tragen wurden, betragen ab 1. Jänner 2014:
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In den Tabellen 3 (neu) und 3 dienen jeweils die Bezugs-

ansätze eines Gemeindebeamten der Verwendungsgruppe A,

Dienstklasse VII, Gehaltsstufe 1 als Bemessungsgrundlage

für die Ermittlung des Pensionsbeitrages und der Gemeinde-

leistung. Nachdem die Gehaltsverhandlungen der Gemein-

debediensteten für 2014 noch nicht abgeschlossen sind, wur-

den in diesen Tabellen die für Dezember 2013 geltenden Be-

zugsansätze herangezogen und ausgewiesen. Im Fall einer

Anhebung der Bezugsansätze sind die in diesen Tabellen ent-

haltenen Bezugsansätze entsprechend nachzujustieren und

der Pensionsbeitrag als auch die Gemeindeleistung neu zu

 errechnen.

Abschließend wird auf  § 4 des eingangs zitierten Bez

BegrBVG (Höchstzahl der Bezüge und Ruhebezüge) hinge-

wiesen, wonach Personen mit Anspruch auf  Bezug oder

 Ruhebezug nach den bezügerechtlichen Regelungen des Bun-

des oder der Länder insgesamt höchstens zwei Bezüge oder

Ruhebezüge von Rechtsträgern beziehen dürfen, die – wie

Gemeinden, Gemeindeverbände und kommunale Ausgliede-

rungen in Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung & Co KG oder Kom-

manditgesellschaften und dergleichen – der Kontrolle des

Rechnungshofes unterliegen. Abweichend dürfen nur Funk-

tionäre von Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern

einen weiteren Bezug monatlich bis zur Höhe von 4% des

Ausgangsbetrages, das sind 360,64 E beziehen. Bestehen

 Ansprüche auf  mehr als zwei solcher Bezüge oder Ruhebe-

züge, sind alle bis auf  die zwei höchsten Bezüge oder Ruhe-

bezüge stillzulegen (siehe auch die diesbezüglichen Ausfüh-

rungen im Merkblatt für die Gemeinden Tirols, September

1999, Nr. 58 und 59).

Hinsichtlich der aus der Novelle zum Tiroler Gemeinde-

Bezügegesetz 1998, LGBl. Nr. 61/2012, resultierenden Än-

derungen (die Möglichkeit der Bezugsfortzahlung für Bür-

germeister bei Beendigung der Funktionsausübung unter

ganz bestimmten Voraussetzungen, die monatliche Überwei-

sung des Anrechnungsbetrages an den zuständigen Pen-

sionsversicherungsträger, und die Möglichkeit des An-

spruchsberechtigten auf  Geldleistungen nach dem Tiroler

Gemeinde-Bezügegesetz 1998 ganz oder teilweise verzichten

zu können, wenn ihm durch die Annahme von Geldleistun-

gen unter Berücksichtigung seiner sonstigen Einkünfte und

Ansprüche von Gesetzes wegen nachweislich ein finanzieller

Nachteil erwachsen würde), wird auf  die Ausführungen im

Merkblatt für die Gemeinden Tirols, Ausgabe Mai 2012,

Nr. 27, hingewiesen.
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Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Dezember 2013
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September 2013 Oktober 2013

(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 108,5 108,4

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 118,8 118,7

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 131,4 131,3

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 138,2 138,1

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 180,8 180,6

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 281,0 280,8

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 493,1 492,7

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 628,3 627,7

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 630,4 629,8

Der Index der Verbraucherpreise 2010 (Basis: Durchschnitt 2010 = 100) für den

Kalendermonat Oktober 2013 beträgt 108,4 (vorläufige Zahl) und ist  somit

gegenüber dem Stand für September 2013 um 0,1% rückläufig (September 2013

gegenüber August 2013:+0,7%). Gegenüber Oktober 2012 ergibt sich eine Steigerung

um 1,4% (September 2013/2012: +1,7%).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  OKTOBER 20 1 3

(vorläufiges Ergebnis)
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